
2 > Job-Tickets 
 > PKW-Stellplatz bei doppelter Haushalts 
  führung 
 > Steuerliche Behandlung ausländi-  
  scher Quellensteuern

3 > Steuervorteile für Ehrenamtler 
  > Unser TIPP

4 > Besteuerung von Entschädigungs-  
  leistungen 
 > ELENA, ELStAM 
 > Firmenjubiläumsfeier

5 > Ermittlungen in Erb- und Schen-  
  kungsfällen  
 > Steueranmeldungen pünktlich   
  abgeben!

6 > Hundertprozentige Fehlerquote bei   
  Steuererklärungen 
 >  Elektronische Übermittlung von Steuer- 
  erklärungen 
 >  Aufbewahrungspflichten und -fristen

7 > Doppelte Haushaltsführung 
  > Unser TIPP

8 > Einlagensicherungsfonds der Ban-  
  ken senkt Sicherungsgrenzen 
 > Altersvorsorgepflicht für Selbstständige

Weitere inhalte

frühling 2012

Zum 1.1.2012 trat das „Beitreibungsrichtli-
nie-Umsetzungsgesetz“, in Kraft. Lesen Sie 
nebenstehend die wichtigsten Neuerungen. 
Außerdem weisen wir auf Seite 2 auf eine 
wesentliche Steuerfalle bei der Ausgabe von 
Job-Tickets zum Jahresanfang sowie auf die 
Möglichkeit der Rückerstattung gezahlter aus-
ländischer Quellensteuern hin. Unsere Tipps 
(Seite 3 und 7) beschäftigen sich mit dem 
Steuerabzug von Handwerkerkosten sowie den 
neuen elektronischen Rechnungen. Schließ-
lich möchten wir Sie auf die pünktliche Abgabe 
Ihrer Steueranmeldungen unter Hinweis auf die 
seit 1.1.2012 geltenden verschärften Regelun-
gen in den AStBV hinweisen (Seite 5). Die Steu-
erabgabetermine finden Sie auf Seite 8.

Gerne möchten wir Sie auch in eigener Sache 
informieren: In Kürze werden wir die erfolgrei-
che Vortragsreihe „Mittwochs bei Müller“ fort-
setzen. Freuen Sie sich schon heute auf span-
nende Themen, interessante Redner und kurz-
weilige Veranstaltungen. Genießen Sie das 
Ambiente unserer historischen Räumlichkeiten, 
und nutzen Sie die Möglichkeit zum konstrukti-
ven Austausch. Weitere Informationen werden 
wir Ihnen per Post zukommen lassen.
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Zu dem im november 2011 verabschiede-
ten Steuervereinfachungsgesetz 2011 tritt 
ein neues „Jahressteuergesetz 2011“ hinzu.

gesetzgebung:
Das als „Jahressteuergesetz 2011“ gel-
tende Beitreibungsrichtlinien-Umset-
zungsgesetz wurde Ende November vom 
Bundesrat verabschiedet und konnte zum 
1.1.2012 in Kraft treten.

neuerungen:
Zentrale Eckpunkte der Neuerungen sind:
•Änderung und Neufassung des Lohn-
steuerabzugsverfahrens und Veranke-
rung der Vorschriften zur Bildung und 
Anwendung der elektronischen Lohnsteu-
erabzugsmerkmale (ELStAM) in die §§ 
38b, 39 ff. des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) (siehe dazu auch Beitrag Seite 4).
•Einführung einer Steuerfreiheit für 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
gezahlte Sozialversicherungsrenten (§ 3 
Nr. 8a des Einkommensteuergesetzes).
•Einführung eines Mindestbeitrags von 
60 Euro im Jahr für Riester-geförderte 
Wege zur privaten Altersvorsorge.
•Strengere Voraussetzungen für die 
Gewährung von Grundfreibetrag und Son-
derausgabenabzug an beschränkt steuer-
pflichtige Arbeitnehmer (Änderung der 
Sondervorschriften für beschränkt Steu-
erpflichtige, § 50 des Einkommensteuer-
gesetzes).

•Einführung eines automatisierten Ver-
fahrens für den Kirchensteuerabzug bei 
abgeltend besteuerten Kapitalerträgen 
(Neufassung §§ 51a, 52a des Einkom-
mensteuergesetzes). Das bislang beste-
hende Wahlrecht der kirchensteuer-
pflichtigen Kapitalanleger, die Kirchen-
steuer entweder über die Bank mit der 
Abgeltungsteuer einziehen zu lassen 
(auf Antrag) oder aber im Veranlagungs-
verfahren die erhobene Abgeltungsteuer 
für den Kirchensteuerabzug zu deklarie-
ren, entfällt damit voraussichtlich ab dem 
1.1.2014 (Neufassung § 52a Abs. 18 Satz 
2 des Einkommensteuergesetzes).
•Einführung eines Antragsrechts für 
beschränkt steuerpflichtige Erwerber, 
einen nach dem Erbschaft- /Schenkung-
steuergesetz zu besteuernden Erwerb 
nach den geltenden Regelungen, ins-
besondere nach den bei unbeschränk-
ter Steuerpflicht geltenden Freibeträgen 
zu besteuern (Neufassung der §§ 2, 16, 
19, 21 und 37 des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes).

Darüber hinaus wurde das Fünfte Ver-
mögensbildungsgesetz (5. VermBG) 
dahingehend geändert, dass ein Miss-
brauch der Arbeitnehmer-Sparzulage für 
bestimmte Immobilienvertriebsmodelle 
künftig verhindert wird (Neufassung der 
§§ 2 und 17 des Fünften Vermögensbil-
dungsgesetzes).  

Beitreibungsrichtlinie-Umset-
zungsgesetz in Kraft getreten

Steueränderungen: Jahressteuergesetz 2011 enthält weitere Steueränderungen

Liebe Mandantin, 
lieber Mandant!

Ihr Ulrich Müller

www.Stb-Mueller.de  T: 05121/1500-0
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Bei Ausgabe von Jahreskarten als Job-Ticket droht Lohnsteuer

Job-Tickets
Sachbezüge:
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
können von ihrem Arbeitgeber Sachbe-
züge von bis zu 44 € monatlich lohnsteu-
erfrei erhalten. Unter Sachbezüge fal-
len auch Fahrkarten, die der Arbeitgeber 
seinen Arbeitnehmern für die Fahrten 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln in den 
Betrieb ausgibt (so genannte Job-Tickets).

Die Zuwendung des Arbeitgebers darf 
dabei 44 € im Kalendermonat nicht 
überschreiten (Freigrenze). Dabei ist 
zu beachten, dass dem Arbeitnehmer 
der geldwerte Vorteil mit Ausgabe des 
Tickets zufließt.

Vorsicht Steuerfalle:
Wird das Job-Ticket in Form eines Jahres-
tickets ausgegeben, wird die 44 € -Frei-
grenze im Regelfall überschritten. Dann 
droht die gesamte Zuwendung lohnsteu-
erpflichtig zu werden.

Der fall:
Ein Arbeitgeber hat mit einer Verkehrsge-
sellschaft einen Vertrag über die Ausgabe 
von Job-Tickets geschlossen. Bei den Tickets 
handelte es sich um Jahreskarten. Der Aus-
gabepreis betrug in Abhängigkeit bestimm-
ter Tarifgebiete zwischen 30 und 35 € pro 
Monat.  Die Finanzverwaltung vertrat die 
Ansicht, dass durch die Ausgabe des Job-
tickets als Jahresticket die Freigrenze für 
Sachbezüge im Zeitpunkt der Ausgabe über-
schritten sei. Das Finanzgericht Rheinland-
Pfalz bestätigte die Auffassung der Finanz-
verwaltung (Urt. v. 30.8.2011, 3 K 2579/09). 
Unerheblich sind dabei die Zahlungsmodali-
täten, die der Arbeitgeber mit den Verkehrs-
betrieben vereinbart hat (hier monatliche 
Zahlungsweise). Gegen dieses Urteil wurde 
Revision eingelegt (BFH VI R 56/11). Bis zur 
endgültigen Entscheidung durch den Bun-
desfinanzhof ist daher von der Ausgabe 
von Jahresfahrkarten an die Mitarbeiter 
abzuraten.  

ausländische Quellensteuern:
Im ersten Halbjahr eines Jahres versenden 
die inländischen Banken auf Antrag ihre 
Jahressteuerbescheinigungen. Auf diesen 
Bescheinigungen finden sich auch Anga-
ben über ausländische Quellensteuern.

unterscheidung:
Bei den ausländischen Quellensteuern ist 
zu unterscheiden zwischen:
•Quellensteuern, die „anrechenbar“ nach 
dem jeweiligen Doppelbesteuerungsab-
kommen sind. Diese werden von der inlän-
dischen Depotbank bei der Abgeltung-
steuer berücksichtigt.
•Quellensteuern, die nicht vollständig auf 
die Kapitalertragsteuer angerechnet wer-
den konnten, weil die tatsächlich geschul-
dete Abgeltungsteuer niedriger war, als 
die anrechenbaren Quellensteuern. In die-
sem Fall weist die Bank den „Teil-Anrech-
nungsbetrag“ in der Jahressteuerbeschei-
nigung als „Summe der anrechenbaren 
noch nicht angerechneten ausländischen 
Steuern“ aus.
•Nicht anrechenbare Quellensteuern
Anrechenbare, aber noch nicht angerech-
nete ausländische Steuern werden bei der 
Einkommensteuerveranlagung berücksich-
tigt. Voraussetzung ist, dass weitere posi-
tive Kapitalerträge aus anderen Wertpa-
pieranlagen bei anderen Banken erzielt 
wurden. Ein Übertrag des nicht vollständig 
angerechneten Quellensteuer-Anteils auf 
nachfolgende Kalenderjahre erfolgt nicht.

rückerstattungsverfahren:
Gezahlte nicht anrechenbare Quellen-
steuern sind solche, die höher waren als 
der nach dem jeweiligen Doppelbesteue-
rungsabkommen anrechenbare Prozent-
satz. Diese müssen im Wege des Rücker-
stattungsverfahrens zurückgeholt werden.  
Rückerstattungsanträge können online 
über das Bundeszentralamt für Steuern 
www.bzst.de heruntergeladen und gestellt 
werden. Für die Rückerstattung gelten 
Antragsfristen von im Regelfall 3 Jahren. 

steuerliche Behand-
lung ausländischer 
Quellensteuern

Doppelte haushaltsführung:
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
können „notwendige Mehraufwendun-
gen“ für eine aus beruflichem Anlass 
begründete doppelte Haushaltsführung  
als Werbungskosten geltend machen. 
Nicht dazu zählen die Kosten für einen 
PKW-Stellplatz am Arbeitsort, wenn ein 

PKW nicht für die dienstliche Tätigkeit 
erforderlich ist (Finanzgericht Hessen,  
Urt. v. 6.6.2011, 1 K 2222/10).

Anmerkung:
Stellt der Arbeitgeber auf seine Kosten 
einen Parkplatz für die Mitarbeiter zur 
Verfügung, ist dieser steuerfrei. 

PKW-Stellplatz bei doppelter 
Haushaltsführung
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Ehrenamtspauschale:
Das Einkommensteuerrecht (§ 3 Nr. 
26a des Einkommensteuergesetzes) 
nimmt Zuwendungen für ehrenamtli-
che, nebenberufliche Tätigkeiten bis 
zur Höhe von insgesamt 500 € pro Jahr 
aus der Steuerpflicht heraus. Damit 
sind solche Zuwendungen auch sozial-
versicherungsfrei.

Voraussetzung ist, dass die Einnah-
men aus Tätigkeiten für gemeinnüt-
zige Zwecke und an steuerbegünstigte 
Körperschaften erfolgen bzw. von die-
sen gezahlt worden sind. Die Pauschale 
ist ein Freibetrag, d.h. dass bei dessen 
Überschreiten nur die darüber hinaus-
gehenden Beträge steuer- und sozialver-
sicherungspflichtig sind.

übungsleiterpauschale:
Neben der Ehrenamtspauschale 
gewährt das Einkommensteuerrecht (§ 
3 Nr. 26 des Einkommensteuergesetzes) 
nebenberuflich im Dienst oder Auftrag 
einer öffentlichen oder öffentlich-recht-
lichen Institution, eines gemeinnüt-
zigen Vereins, einer Kirche oder ver-
gleichbaren Einrichtung tätigen Per-
sonen den so genannten Übungsleiter-
freibetrag. Dieser beträgt 2.100 € pro 
Jahr. Die Übungsleiterpauschale ist auch 
sozialversicherungsfrei. Nur die darüber 
hinausgehende Zuwendung ist steuer- 
und sozialversicherungspflichtig. Die 

Übungsleiterpauschale gibt es nur für 
bestimmte Tätigkeiten im Rahmen der 
Förderung gemeinnütziger, mildtätiger 
oder kirchlicher Zwecke. Ehrenamtlich 
tätige Übungsleiter sind beispielsweise 

Trainer in Sportvereinen, Ausbildungs-
leiter oder Erzieher. Sie gilt auch für 
künstlerische Tätigkeiten oder für Perso-
nen, die in der Pflege behinderter, kran-
ker oder alter Menschen tätig sind.  

Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Tätigkeiten in bestimmten Grenzen steuer- und sozialversicherungsfrei

Steuervorteile für Ehrenamtler

förDErtAtbEStänDE:
Im Einkommensteuerrecht gibt es zwei 
Fördertatbestände für Handwerkerleistun-
gen: Zum einen für Renovierungs-, Erhal-
tungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
(hier können Steuerermäßigungen in Höhe 
von 20 Prozent der Aufwendungen für die 
Arbeitskosten - nicht Materialkosten - in 
Anspruch genommen werden).

Zum anderen zählen Handwerkerleis-
tungen, soweit sie keine Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnah-
men darstellen, zu den anderen haushalts-
nahen Dienstleistungen. Auch hier wer-
den Steuerermäßigungen von 20 Prozent 
der Aufwendungen gewährt bis zu einem 
Höchstbetrag von 4.000 €. Voraussetzung 

ist jeweils die Gestellung einer ordnungs-
gemäßen Rechnung sowie die bargeldlose 
Überweisung des Rechnungsbetrags.

gArtEngEStAltungEn:
Die Finanzverwaltung rechnet Maßnahmen 
für die Gartengestaltung zu den Renovie-
rungs-, Erhaltungs- und Modernisierungs-
maßnahmen, die Gartenpflege hingegen zu 
den anderen haushaltsnahen Dienstleis-
tungen (BMF-Schreiben vom 15.2.2010).

Während die Finanzverwaltung Aufwen-
dungen für die erstmalige Gartengestal-
tung um das selbstgenutzte Wohnge-
bäude regelmäßig nicht als Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnah-
men angesehen hat, sah es der Bundesfi-

nanzhof als unbeachtlich an, ob der Gar-
ten erstmals neu angelegt wurde oder nur 
umgestaltet wird (BFH-Urteil vom 13.7.11, 
VI R 61/10, veröffentlicht am 13.12.11).

Der Bundesfinanzhof begründete sein 
Urteil u.a. damit, dass Grund und Boden 
stets vorhanden sei und Maßnahmen 
eines Handwerkers im vorhandenen Haus-
halt (dazu zählt auch der stets schon vor-
handene Grund und Boden) stets begüns-
tigt sind.

fAZit:
Daher können Steuerermäßigungen für 
Handwerkerleistungen auch für einen neu 
anzulegenden Garten in Anspruch genom-
men werden. 

steuerermässigung für handWerkerleistungen
ti
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Tarifermäßigung setzt „zusammengeballte“ Zahlung voraus

Besteuerung von 
Entschädigungsleistungen
fünftelregelung:
Erhält der Arbeitnehmer für den Jobver-
lust eine Abfindung bzw. für entgangene 
oder entgehende Einnahmen eine Ent-
schädigungsleistung, unterliegen diese 
grundsätzlich der Einkommensteuer. 
Zur Abmilderung einer hohen Steuer-
progression kann  eine Tarifermäßigung 
nach der sogenannten „Fünftelregelung“ 
in Anspruch genommen werden. 

Die Einkommensteuer beträgt danach 
das „Fünffache des Unterschiedsbetrags 
zwischen der Einkommensteuer für das 
um diese Einkünfte verminderte zu ver-
steuernde Einkommen (verbleibendes 
zu versteuerndes Einkommen) und der 
Einkommensteuer für das verbleibende 
zu versteuernde Einkommen zuzüglich 
eines Fünftels dieser Einkünfte“ (§ 34 

Abs. 1 Satz 2 des Einkommensteuerge-
setzes).

Voraussetzungen:
Für die Anwendung der Fünftelrege-
lung gelten strenge Voraussetzungen. 
So muss der Entschädigungsanspruch 
u.a. als Folge einer vorzeitigen Been-
digung des Arbeitsverhältnisses ent-
stehen bzw. entstanden sein und die 
Zahlung muss zusammengeballt erfol-
gen – also möglichst in einer Summe, 
zwingend jedoch innerhalb eines Ver-
anlagungszeitraums. Das Finanzgericht 
Niedersachsen sah das Erfordernis der 
Zusammenballung in einem Fall nicht 
erfüllt, in dem ein Arbeitnehmer auf-
grund eines Sozialplans in den Jahren 
2007 bis 2009 Zahlungen erhielt (Urt. v. 
1.2.2011 – 8 K 343/10).  
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ElEnA:
Der elektronische Entgeltnachweis 
ELENA ist mit Wirkung vom 3.12.2011 
durch Artikel 3 des “Gesetzes zur Ände-
rung des Beherbergungsstatistikgesetzes 
und des Handelsstatistikgesetzes sowie 
zur Aufhebung von Vorschriften zum Ver-
fahren des elektronischen Entgeltnach-
weises“ eingestellt worden (BGBL 2011, 
l v. 2.12.2011, S. 2302). Dem Gesetz ent-
sprechend nimmt die Zentrale Speicher-
stelle seit dem 3.12.2011 keine Daten im 
ELENA-Verfahren mehr an. Entsprechend 

brauchen Arbeitgeber seit dem 3.12.2011 
keine monatlichen Meldungen mehr zu 
erstatten.

ElStAM ab 2013:
Nur verschoben wurde hingegen der 
Starttermin für die Einführung der elek-
tronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
(ELStAM)  vom 1.1.2012 auf den 1.1.2013. 
Entsprechend der Übergangsregelung (§ 
52b Abs. 1 S. 1 EStG) gilt die letztmalig 
für 2010 in Papierform ausgestellte Lohn-
steuerkarte für das Jahr 2012 weiter. 

ELENA, ELStAM

ELENA Abschaltungsgesetz am 2.12.2011 verkündet, ELStAM kommt 2013

der fall:
Ein Unternehmer, Gesellschafter-Geschäfts- 
führer einer GmbH, wollte zwei Fliegen mit 
einer Klappe schlagen. Er verband gleich 
das fünfjährige Betriebsjubiläum mit sei-
nem „runden“ Geburtstag. Seine integ-
rierte Geburtstagsfeier kostete den Gesell-
schafter-Geschäftsführer aber letztlich den 
Betriebsausgabenabzug für die Firmenjubi-
läumsfeier. Denn das Finanzamt kannte die 
Ausgaben für die Feierlichkeit wegen der 
Doppelveranlassung Geburtstag und Fir-
menjubiläum nicht an – und bekam vom 
Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg 
Rückendeckung. Das FG hat entschie-
den, dass die Aufwendungen einer GmbH 
für die Feier ihres Firmenjubiläums nicht 
als Betriebsausgaben berücksichtigt wer-
den können, wenn ein zu 50% beteilig-
ter Gesellschafter-Geschäftsführer mit der 
Veranstaltung gleichzeitig seine Geburts-
tagsfeier verbindet (FG Berlin-Branden-
burg, Urteil v. 16.2.2011 - 12 K 12087/07).

aufteilungsverBot:
Das Finanzgericht sah die Aufwendungen 
für die Kombifeier als gemischt veranlasst 
an und unterwarf die gesamten Kosten 
dem im Einkommensteuerrecht geltenden 
Aufteilungs- und Abzugsverbot. Ein solches 
greift immer dann, wenn die private und 
berufliche Veranlassung derart zusammen-
wirkt, dass eine Aufteilung in einen betrieb-
lich und einen privat veranlassten Teil nicht 
möglich ist. Während bei gemischt genutz-
ten Fahrzeugen oder aber auch bei den 
Reisekosten stets eine Aufteilung in einen  
privaten und beruflichen Teil möglich ist, 
schlossen die Richter dies in dem konkre-
ten Fall aus.

fazit:
Feierlichkeiten für berufliche Anlässe 
dürfen nicht auch einen privaten Anlass 
haben. Darauf ist sowohl in der Einladung 
selbst als auch ggf. bei den einzuladenden 
Gästen zu achten. Unschädlich ist eine pri-
vate Mitveranlassung von untergeordneter 
Bedeutung. Eine solche liegt vor, wenn der 
private Anlass an der Gesamtveranstaltung 
bei unter 10 Prozent liegt.

firmen 
juBiläumsfeier
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astBv:
Geben Unternehmer ihre Steueranmeldun-
gen, etwa für die Umsatzsteuer oder Lohn-
steuer, verspätet ab, sollen diese Erklärun-
gen künftig an die Strafsachenstellen wei-
tergegeben werden. Dies sehen die neuen 
Anweisungen für das Straf- und Bußgeld-
verfahren 2012 (Nr. 132 Abs. 1) vor. Die 
Anweisungen gelten für alle Straf- und 
Bußgeldverfahren, in denen die Finanz-
behörde ermittelt oder zur Mitwirkung 
berufen ist. Die AStBV werden von allen 
Bediensteten der Steuerfahndung (Steufa) 
und der Bußgeld- und Strafsachenstel-
len (BuStra) angewendet, aber auch von 
Bediensteten anderer Stellen der Finanz-
behörden in der Zusammenarbeit mit der 
Steufa/BuStra oder wenn sie eigene Maß-
nahmen im Straf- oder Bußgeldverfahren 

treffen (Nr. 1 AStBV).

unBeaBsichtigte versPätete 

aBgaBe:
Die Neuregelung dürfte – sollte sie bei 
den Finanzämtern konkret angewendet  
werden – viele Unternehmer in den 
Bereich steuerstrafrechtlicher Ermittlun-
gen bringen, die ihre Steueranmeldungen 
ohne böse Absichten, etwa wegen Krank-
heit der Mitarbeiter oder aufgrund fehlen-
der Unterlagen oder schlichtweg wegen 
Vergessens verspätet abgeben. Einig war 
sich die Finanzverwaltung bislang, dass 
die verzögerte Abgabe einer Steuererklä-
rung (also außerhalb der Schonfristen, 
vgl. hierzu Steuertermine siehe Seite 8) 
eine „Steuerhinterziehung auf Zeit“ dar-
stellt. Bislang knüpfte die Finanzverwal-
tung den Tatbestand der Steuerhinterzie-
hung auf Zeit allerdings an den Vorsatz, 
das heißt, der Unternehmer musste bis-
her vorsätzlich Zahlungen durch die ver-
spätete Abgabe einer Steuererklärung ver-
zögern. In den AStBV 2009 verzichtete die 
Finanzverwaltung noch ausdrücklich auf 
die automatische Einschaltung ihrer Buß-
geld- und Strafsachenstellen, wenn Steu-
eranmeldungen später kamen und ein vor-
sätzliches Handeln nicht erkennbar war. 

steueranmeldungen 
Pünktlich aBgeBen! 

Verwaltungsanweisung aus dem Finanzministerium Baden-Württemberg

Ermittlungen in Erb- und Schen-
kungsfällen

informationsquellen der finanzämter:
Das Finanzministerium Baden-Würt-
temberg hat eine allgemeine Verwal-
tungsanweisung für Ermittlungsver-
fahren bei Erwerben von Todes wegen 
und bei Schenkungen unter Lebenden 
veröffentlicht (Az. 3 - S 3715/12). Das 
interne Papier listet die wichtigsten 
Informationsquellen der Finanzämter 
zur Ermittlung von Steuerfällen rund 
um den Tod auf.

Anzeigepflichten:
Jeder unter das Erbschaftsteuergesetz 
fallende Erwerb von Todes wegen als 
auch Schenkungen sind vom Erwerber 
(Erben) dem Finanzamt binnen 3 Mona-
ten anzuzeigen. Ausnahme: Der Erwerb 
wird bereits anderweitig aktenkundig 
(z.B. durch notarielle Beurkundung).

banken, Vermögensverwalter, Versicherun-
gen:
Kreditinstitute und Vermögensver-
walter melden dem Fiskus automa-
tisch alle Bankguthaben und Depotbe-
stände, sofern ein verstorbener Kunde 
mehr als 5.000 € hinterlässt. Versiche-
rungsunternehmen melden u.a. die Ver-
wandtschaftsverhältnisse beim Versi-
cherungsnehmerwechsel, Name und 
Anschrift des neuen Versicherungs-
nehmers bei Wechsel der Versicherung, 

eingezahlte Prämien bzw. Kapitalbe-
träge, bevor sie eine Versicherungsleis-
tung an einen anderen als den Versiche-
rungsnehmer auszahlen.

finanzamtsinterne Kontrollmitteilungen:
Die für die Erbschaftsteuer zuständigen 
Finanzämter senden Kontrollmitteilun-
gen für die Steuerakten des Erblassers, 
wenn ein Nachlasswert über 250.000 
Euro oder Kapitalvermögen ab 50.000 
Euro vorliegt. Aus dem internen Papier 
geht auch akribisch genau hervor, wie 
die Finanzämter Schenkungsfälle, die 
für die Besteuerung noch von Bedeu-
tung sein können, registrieren und ver-
folgen müssen.

Um in Erb- und Schenkungsfällen nach-
prüfen zu können, ob ein Erwerber frü-
here Zuwendungen, die zu berücksich-
tigen sind, richtig und vollzählig ange-
geben hat, halten die Finanzämter die 
Zuwendungen solcher Personen fest, 
die nicht sogleich ihr gesamtes Vermö-
gen übertragen, so dass noch weitere 
unentgeltliche Zuwendungen oder eine 
Vererbung von weiterem Vermögen zu 
erwarten sind. Kommt es dann zum Erb-
fall, dürfte sich so mancher Erbe wun-
dern, warum das Finanzamt von frühe-
ren Zuwendungen zu Lebzeiten des Ver-
storbenen weiß.  
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aufBeWahrungs-
Pflichten und  
-fristen

aBlagecheck:

Unterlagen aus 2001 und 2005 können 

vernichtet werden.

aufBeWahrungsPflichten:

Gewerbetreibende Unternehmer, sons-

tige Bilanzierungspflichtige, selbstständig 

Tätige mit Gewinnermittlung durch Über-

schussrechnung und alle sonstigen Steu-

erpflichtigen, die Überschusseinkünfte 

von mehr als 500 000 Euro im Kalen-

derjahr erzielen, unterliegen bestimm-

ten steuerrechtlichen Aufzeichnungs- 

und Aufbewahrungspflichten. Aufbewah-

rungspflichten gelten u.a. für Bücher, 

Bilanzen und Aufzeichnungen, Inventare, 

Jahresabschlüsse, Lageberichte oder für 

die Geschäftskorrespondenz.

aufBeWahrungsfristen:

Für Handelsbücher, Inventare, Bilanzen 

und sämtliche Buchungsbelege gilt eine 

Aufbewahrungsfrist von 10 Jahren. Dem-

entsprechend können im Januar 2012 

solche Unterlagen aus dem Jahre 2001 

und früher vernichtet werden. Für Han-

dels- oder Geschäftsbriefe sowie für Auf-

zeichnungen und Unterlagen über Ein-

nahmen und Werbungskosten, die Über-

schusseinkünfte von mehr als 500 000 

Euro betreffen, gilt eine Aufbewahrungs-

frist von 6 Jahren. Dementsprechend 

können im Januar solche Unterlagen aus 

dem Jahre 2005 und früher vernichtet 

werden.

ausnahme:

Aufbewahrungspflichtige Unterlagen dür-

fen auch nach Ablauf der Aufbewahrungs-

frist nicht vernichtet werden, soweit und 

solange die Unterlagen für die Besteue-

rung von Bedeutung sind, etwa weil die 

Festsetzungsfrist noch nicht abgelaufen 

ist oder weil Gerichtsverfahren anhän-

gig sind.

Einkommensteuererklärungen:
Steuerpflichtige, die Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb 
und aus freiberuflicher bzw. selbststän-
diger Tätigkeit erzielen, müssen ihre Ein-
kommensteuererklärung 2011 erstmalig 
zwingend elektronisch übermitteln. Bis-
lang war es dem Steuerpflichtigen frei-
gestellt, ob er die Steuererklärung elek-
tronisch oder in Papierform einreicht. 
Die zwingende elektronische Abgabe gilt 
außerdem für alle Feststellungserklärun-
gen sowie für die Anlage EÜR (Einnah-
menüberschussrechnung). Nicht betrof-
fen von der elektronischen Abgabepflicht 
sind Arbeitnehmer.

Abgabefrist:
Bei genereller Abgabepflicht endet die 
Abgabefrist für elektronische als auch 
für Steuererklärungen in Papierform am 

31. Mai 2012. Sofern der Steuerpflichtige 
nicht zur Abgabe verpflichtet ist und die 
Veranlagung beantragt, gilt eine Abgabe-
frist bis 31.12.2015.

umsatzsteuererklärungen:
Was vielfach bereits anhand der regel-
mäßigen Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
(Monats-/Quartalsmeldungen) praktiziert 
wurde, wird ab dem 1.1.2012 auch für 
die Umsatzsteuer-Jahreserklärung Pflicht! 
Nach § 18 Abs. 3 des Umsatzsteuergeset-
zes ist die elektronische Übermittlung der 
Umsatzsteuer-Jahreserklärung verpflich-
tend. Dies gilt erstmalig für Besteuerungs-
zeiträume, die nach dem 31.12.2010 enden 
(vgl. § 27 Abs. 17 des Umsatzsteuergeset-
zes). Eine elektronische Umsatzsteuer-Jah-
reserklärung ist somit erstmals für das Jahr 
2011 abzugeben. Die Abgabefrist endet am 
31. Mai 2012.  

Bundesrechnungshof mahnt in seinem Bericht Vereinfachung des Steuerrechts an

Hundertprozentige Fehlerquote 
bei Steuererklärungen

Elektronische Übermittlung von 
Steuererklärungen

Steuervollzug:
Der Bundesrechnungshof hat im Januar 
seinen Bericht über den Vollzug der Steu-
ergesetze insbesondere im Arbeitnehmer-
bereich vorgelegt und dabei der Finanz-
verwaltung erhebliche Vollzugsmängel 
attestiert. Positiv wertete der Bundes-
rechnungshof lediglich die Einführung 
der Pflicht zur elektronischen Mitteilung 
von Kranken- und Pflegeversicherungs-
beiträgen sowie der Rentenbezüge durch 
die Versicherungsträger.

ineffizientes risikomanagement:
Die Finanzämter lassen mittels eines  
programmgesteuerten elektronischen 
Risikofilters per Computer entscheiden, 
ob die Steuer maschinell festgesetzt wird 
oder ob der Finanzbeamte persönlich 
tätig werden soll. Dabei bleiben Sach-
verhalte, die bestimmte Betragsgrenzen 
nicht erreichen, ungeprüft. Damit ver-
stößt die Finanzverwaltung lt. Bundes-
rechnungshof gegen ihre gesetzliche 
Pflicht, die Plausibilität von Steuererklä-
rungen zu prüfen. Haushaltsnahe Dienst-
leistungen würden in 80 bis 90 % der 
Fälle durchgelassen, ohne dass die Vor-

aussetzungen geprüft würden.

Keine wesentlichen Verbesserungen:
Bereits 2006 hatte der Bundesrechnungs-
hof ein Gutachten vorgelegt, welches sich 
im Ergebnis kaum von dem jüngst vor-
gelegten Bericht unterscheidet. So sei 
die Arbeitslage der Veranlagungsstellen 
unverändert angespannt. Zwischen 2006 
und 2009 setzten die Finanzämter 1,9 % 
weniger Personal ein. Die Komplexität 
des Steuerrechts hat sich mit einer durch-
schnittlichen jährlichen Änderungshäu-
figkeit von 7,5 (2006) auf 10 Änderungen 
pro Jahr erhöht.

grüne Wochen:
Um Arbeitsrückstände abzubauen, hät-
ten mehrere Finanzämter in „Grünen 
Wochen“ oder „Durchwinktagen“ für 
einen bestimmten Kreis von Fällen auf 
eine Prüfung der Angaben in den Steuer-
erklärungen verzichtet. Der Bundesrech-
nungshof sieht großen Handlungsbedarf 
und empfiehlt insbesondere eine grund-
legende Vereinfachung des Steuerrechts 
sowie eine kontinuierliche Weiterentwick-
lung des Risikomanagements. 

Ab 2011 wird die elektronische Übermittlung von Steuererklärungen zur Pflicht
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Stand: 16.02.2012

hausstand:
Zum Nachweis eines zur Geltendma-
chung der Aufwendungen für die dop-
pelte Haushaltsführung notwendigen 
eigenen Hausstandes war nach Verwal-
tungsauffassung bislang u.a. der Nach-
weis zu führen, dass sich der Partner 
„finanziell in einem Umfang an der 
Haushaltsführung beteiligt, dass daraus 
auf eine gemeinsame Haushaltsführung 
geschlossen werden kann“ (R 9.11 der 
Lohnsteuerrichtlinien).

Aktuelle finanzgerichts-rechtsprechung:
Das Finanzgericht Münster hat 
hierzu in einem aktuellen Urteil (vom  
20.12.2011, 1 K 4150/08 E) entschie-
den, dass eine finanzielle Beteiligung 
an den Kosten des Haushalts und außer-
dem eine Einwohner-Meldung als Erst-
wohnsitz nicht zwingend erforderlich 
sei.

Der Fall betraf eine Berufspendle-
rin, der der Werbungskostenabzug für 
Aufwendungen für ihre Wohnung am 
Beschäftigungsort vor ihrer Eheschlie-
ßung  versagt wurde, weil sie sich nicht 
finanziell an den Aufwendungen für die 
Wohnung des Klägers beteiligt hat. Dar-
auf komme es aber nicht an. Denn aus 

einem finanziellen Beitrag lässt sich 
nicht zwingend auf das Unterhalten 
eines eigenen Hausstandes schließen.

revision zugelassen:
Ob die Finanzverwaltung allerdings 
nicht wieder die Oberhand gewinnt, 
bleibt abzuwarten. Das Finanzgericht 
hat die Revision zugelassen.

Unabhängig von dieser Entscheidung 
dürfte sich der Bundesfinanzhof über 
die Frage der Kostenbeteiligung und 
Kostentragung im Rahmen des Nach-
weises eines eigenen Hausstandes in 
Kürze äußern. Jedenfalls ist seit dem 
21.2.2011 ein diesbezügliches Verfah-
ren vor dem BFH anhängig (Az. VI R 
87/10). 

Finanzielle Beteiligung an Kosten des Haushalts und Meldung als Erstwohnsitz nicht zwingend erforderlich

Doppelte Haushaltsführung:

©
 F

ot
oL

yr
iX

 - 
Fo

to
lia

.c
om

  

ElEKtroniSchE rEchnungEn:
Seit dem 1.7.2011 kann der Rechnungs-
versand auch elektronisch stattfinden. 
Möglich machte dies eine entsprechende 
Gesetzesanpassung im Steuervereinfa-
chungsgesetz 2011. Rechnungen können 
also per E-Mail, z.B. nur als PDF-Mail- 
anhang ohne Signatur oder durch sonsti-
gen elektronischen Datenträgeraustausch 
übermittelt werden. 

Erfüllen die elektronischen Rechnungen 
alle nach dem Umsatzsteuergesetz gebo-
tenen Rechnungsmerkmale, berechtigen 
sie den Rechnungsempfänger zum Vor-
steuerabzug.

uMSAtZStEuErnAchSchAu:
Gerade beim Vorsteuerabzug sieht die 
Finanzverwaltung jedoch genauer hin. Ein-
hergehend mit dem erleichterten Versand 
wurden auch die einschlägigen Vorschrif-
ten für die Umsatzsteuer-Nachschau geän-
dert (maßgebliche Rechtsgrundlage: § 27 
b Abs. 2 Satz 3 des Umsatzsteuergeset-
zes).
Danach kann ein Betriebsprüfer besonders 
zwecks Prüfung elektronischer Rechnun-
gen auf das unternehmensinterne Daten-
verarbeitungssystem zurückgreifen.

EigEnES E-MAil-PoStfAch:
Der Empfang elektronischer Rechnungen 

bedarf der Einwilligung durch den Rech-
nungsempfänger. Eine solche Einwilligung 
sollte nicht vor Einrichtung eines aus-
schließlich für den Empfang elektronischer 
Rechnungen eigens bestimmtes E-Mail-
Postfachs und eigener E-Mail-Adresse 
(z.B. „rechnungen@XXX.de“) erfolgen.

Denn landen die elektronischen Rechnun-
gen im allgemeinen Postfach, muss dem 
Betriebsprüfer für Zwecke der Umsatz-
steuer-Nachschau der gesamte elektroni-
sche Schriftverkehr mit vorgelegt werden. 
Dies zu vermeiden dürfte stets im Inter-
esse des zu prüfenden Unternehmers lie-
gen.

elektronische rechnungen
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Einlagensicherungsfonds:
Vom Bundesverband deutscher Banken 
wird ein Einlagensicherungsfonds betrie-
ben, der die Guthaben von Kunden privater 
Banken schützen soll. Der Sicherungsfonds 
steht im Pleitefall ein für Sicht-, Termin- 
und Spareinlagen sowie auf den Namen 
lautende Sparbriefe der betreffenden Plei-
tebank. Nicht gedeckt sind hingegen Ver-
bindlichkeiten aus Papieren wie Inhaber-
schuldverschreibungen oder Inhabereinla-
genzertifikate.

Anpassung:
Der Sicherungsfonds hat zum 1.1.2012 
sein Statut angepasst und darin u.a. die 
Sicherungsgrenzen gesenkt. Die Siche-
rungsgrenze von bisher 30 % des haf-
tenden Eigenkapitals der Bank gilt 

danach nur noch bis 31.12.2014. 
Danach folgt eine Abstufung auf 20 % 
bis 31.12.2019 sowie auf 15 % bis zum 
31.12.2024. Ab dem 1.1.2025 sichert der 
Fonds nur noch 8,75 % des haftenden 
Eigenkapitals ab.

Sicherungsgrenzen abfragen:
Kunden deutscher Privatbanken können 
über das Anfrageformular der Website des 
Bankenverbandes (www.bankenverband.
de/themen/geldinfos-finanzen/einlagensi-
cherung/abfrage) die jeweilige Sicherungs-
grenze ihrer Bank abfragen. Hierzu ist das 
auf der Online-Seite erscheinende Form-
blatt auszufüllen und abzuschicken. Der 
Verband leitet die Anfrage an die jeweilige 
Bank weiter. Antworten erfolgen innerhalb 
eines Bankarbeitstages. 

Einlagensicherungsfonds der 
Banken senkt Sicherungsgrenzen

Selbstständige werden künftig eine Pflicht-

versicherung für ihre Altersvorsorge nach-

weisen müssen. Darauf hat sich die Regie-

rungskoalition im Rahmen eines geplanten 

Gesetzespakets zur Bekämpfung der Alters-

armut bereits geeinigt. Die detaillierte Aus-

gestaltung liegt aber noch nicht fest.

Wahlmöglichkeiten:

Fest steht indes, dass den Selbststän-

digen künftig Wahlmöglichkeiten vorge-

geben werden sollen. Wahlmöglichkei-

ten favorisieren auch die Arbeitgeberver-

bände. Die ursprünglichen Forderungen, 

dass Selbstständige nur in die gesetzli-

che Rentenversicherung einzahlen sollen, 

bis sie Ansprüche in Höhe der staatlichen 

Grundsicherung von 680 € im Monat 

erreichen, dürften damit vom Tisch sein. 

Offen im Gespräch ist auch die Öffnung 

der Riester-Rente für Selbstständige. 

Diese sind derzeit nicht oder nur mittel-

bar zulageberechtigt, etwa über den Ehe-

partner, der als Arbeitnehmer zulagebe-

rechtigt ist.

handlungsBedarf:

Handlungsbedarf in Richtung einer ver-

pflichtenden Altersabsicherung für Selbst-

ständige besteht indes. Zahlen aus der 

Bundesregierung sprechen von etwa 3 

Mio. Selbstständigen, die bisher nicht obli-

gatorisch fürs Alter abgesichert sind. Die 

neue gesetzliche Alterspflichtsicherung für 

Selbstständige soll neben den bereits beste-

henden berufsständischen Versorgungsein-

richtungen treten.

altersvorsorge-
Pflicht für selBst-
ständige

steuertermine im aPril 2012
10.04.

13.04.

24.04.
25.04.

Umsatzsteuer mtl. für März bzw. Februar mit Dauer-Fristverlängerung bei Sondervoraus-
zahlung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag-, Kirchenlohnsteuer ev. und röm.-kath. für März
Ablauf der Zahlungsschonfrist für Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag. Dies gilt nicht bei Barzahlung und Zahlung per Scheck.
Sozialversicherungsbeiträge April
Zusammenfassende Meldung (Umsatzsteuer)

steuertermine im mai 2012
10.05.

14.05.

15.05.
18.05.
24.05.
25.05.
31.05.

Umsatzsteuer mtl. für April bzw. März mit Dauer-Fristverlängerung bei Sondervorauszah-
lung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag-, Kirchenlohnsteuer ev. und röm.-kath. für April
Ablauf der Zahlungsschonfrist für Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchenlohnsteuer, Solidari-
tätszuschlag. Dies gilt nicht bei Barzahlung und Zahlung per Scheck.
Gewerbesteuer-Vorauszahlung, Grundsteuer
Ablauf der Zahlungsschonfrist für Gewerbesteuer, Grundsteuer
Sozialversicherungsbeiträge Mai
Zusammenfassende Meldung (Umsatzsteuer)
Steuererklärungen 2011, Ende der generellen Abgabefrist

steuertermine im juni 2012 
11.06.

14.06.

25.06.

Umsatzsteuer mtl. für Mai bzw. April mit Dauer-Fristverlängerung bei Sondervorauszah-
lung 1/11 Abschlag
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag-, Kirchenlohnsteuer ev. und röm.-kath. für Mai
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag für das II. Quartal 2012
Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag für das II. Quartal 2012
Ablauf der Zahlungsschonfrist für Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchenlohnsteuer, Einkommen-
steuer, Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag. Dies gilt nicht bei Barzahlung und Zahlung 
per Scheck.
Zusammenfassende Meldung (Umsatzsteuer)
Sozialversicherungsbeiträge Juni 

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des  
Schecks als geleistet.

Abschmelzung der Sicherungsgrenzen von 30 auf 8,75 Prozent bis 2025


